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Verfahrensbestimmungen 

§ 22. (1) Die FMA ist zur Vollstreckung der von ihr erlassenen Bescheide, mit Ausnahme der 
Verwaltungsstrafbescheide, zuständig. Weiters ist die FMA zur Vollstreckung sämtlicher 
Entscheidungen, ausgenommen Verwaltungsstrafen, der Teilnehmer des ESFS im Rahmen jeweils des 
Art. 28 der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 1094/2010 oder (EU) Nr. 1095/2010 befugt. Das 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 – VVG, BGBl. Nr. 53, ist, soweit sich aus Abs. 2 nichts anderes 
ergibt, anzuwenden. 

(2) Beschwerden gegen Bescheide der FMA und Vorlageanträge haben, ausgenommen in 
Verwaltungsstrafsachen, keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag ist der Beschwerde die aufschiebende 
Wirkung durch das Bundesverwaltungsgericht nach Anhörung der FMA mit Beschluss zuzuerkennen, 
insoweit dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung aller berührten 
Interessen mit dem Vollzug für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 
Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des angefochtenen Bescheides aufzuschieben 
und sind die hiezu erforderlichen Verfügungen zu treffen. Wenn sich die Voraussetzungen, die für den 
Beschluss über die aufschiebende Wirkung maßgebend waren, wesentlich geändert haben, ist auf Antrag 
einer Partei neu zu entscheiden. 

(2a) Über Beschwerden gegen Bescheide der FMA entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 
Senat, ausgenommen in Verwaltungsstrafsachen bei Bescheiden bei denen weder eine primäre 
Freiheitsstrafe noch eine 600 Euro übersteigende Geldstrafe verhängt wurde. Über eine Beschwerde ist, 
ausgenommen in Verwaltungsstrafsachen, innerhalb der Frist zu erkennen, innerhalb der in erster Instanz 
zu entscheiden ist, spätestens jedoch nach sechs Monaten; die Frist beginnt mit Einlangen der 
Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht zu laufen. 

(3) Verordnungen der FMA sind im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

(4) Die FMA hat Unterlagen und Aufzeichnungen von allgemeiner oder grundsätzlicher Bedeutung 
dauernd aufzubewahren. Der dauernden Aufbewahrungspflicht unterliegen jedenfalls die von ihr 
erlassenen Bescheide. Sonstige Unterlagen und Aufzeichnungen sind mindestens sieben Jahre 
aufzubewahren; diese Frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

 1. bei Dauerrechtsverhältnissen das Rechtsverhältnis geendet hat; 

 2. in den übrigen Fällen die FMA letztmalig in der betreffenden Angelegenheit tätig gewesen ist. 

(5) Abweichend von § 9 Abs. 2 VStG wird die Bestellung von verantwortlichen Beauftragten für die 
Einhaltung der Bestimmungen der in § 2 genannten Gesetze, die mit Verwaltungsstrafe bedroht sind, erst 
rechtswirksam, nachdem bei der FMA eine schriftliche Mitteilung über die Bestellung samt einem 
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Nachweis der Zustimmung des Bestellten eingelangt ist. Dies gilt nicht für die Bestellung von 
verantwortlichen Beauftragten auf Verlangen der Behörde gemäß § 9 Abs. 2 VStG. 


